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Kirchenregiments in der evangeliſch⸗reformierten Kirche der Provinz Hannover, S. 122. — Geſetz über die Beſtätigung 
des Kirchengeſezes vom 25. Januar 1922, betreffend Ausübung des Kirchenregimenks in der evangeliſchen Landeskirche des Konfiftorial- 
bezirkes Wiesbaden, S. 123. — Geſetz, betreffend die Beſtätigung des Kirchengeſetzes vom 16. März 1922 über die Ausübung des 
Kirchenregiments in der evangeliſchen Landeskirche Frankfurt am Main, S. 124. — Geſetz über die Anwendung der §§ 7 und 25 
des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1905 in der Faſſung der Novelle vom 26. Auguſt 1921 in den Rechnungs 
jahren 1921 und 1922, S. 126. — Geſetz wegen Anderung der Amtsgerichtsbezirke Greifenberg in Pommern und Treptow a Rega, 
S. 128. — Vervrdnung, betreffend vorläufige Anderung von Gerichtsbezirken anläßlich der Ansführung des Friedensvertrages, 
S. 128. 


Gr. 12289.) Geſetz über die Beſtätigung des Kirchenverfaſſungsgeſetzes, vom 19. Januar 1922, betreffend 
vorläufige Regelung des Kirchenregiments in der evangeliſch⸗reformierten Kirche der Provinz 
Hannover. Vom 27. Mai 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


= tiber 
Das anliegende Kirchenverfaſſungsgeſetz, betreffend vorläufige Regelung des Kirchenregiments 
in der evangeliſch⸗reformierten Kirche der Provinz Hannover, vom 19. Januar 1922 wird ſtaatsgeſetzlich a 
beſtätigt. 
Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 5 N 


Berlin, den 27. Mai 1922. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Boelitz. . 


Gefehfammfung 1922. (Mr. 1228912294) 2 95 
Ausgegeben zu Berlin den 15. Juni 1922. 5 


Kirchenverfaffungsgefe, 


betreffend vorläufige Regelung des Kirchenregiments in der evangeliſch⸗ reformierten 
f Kirche der Provinz Hannover. Vom 19. Januar 1922. 


Die außerordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung der künftigen Verfaſſung für die evan⸗ 
geliſch⸗reformierte Kirche der Provinz Hannover verordnet, was folgt: 


8 1. 

Bis zum Inkrafttreten des von der außerordentlichen Kirchenverſammlung zu erlaſſenden Kirchen⸗ 
verfaſſungsgeſetzes für die evangeliſch-reformierte Kirche der Provinz Hannover werden die Rechte des 
Königs als Trägers des Kirchenregiments ſowie die Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten, ſoweit 
ſie bisher von dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung ausgeübt wird, auf einen Kirchen⸗ 
ausſchuß übertragen, der aus dem Konſiſtorium in Aurich und dem Geſamtſynodalausſchuſſe beſteht. Der 
Kirchenausſchuß tritt auf Berufung durch den Präſidenten des Konſiſtoriums zuſammen. Für die Ge⸗ 
ſchäftsführung des Kirchenausſchuſſes gilt die Geſchäftsordnung des Konſiſtoriums. ; 


82. 

Soweit der Minifter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung für die Anfechtung von Diſziplinar⸗ 
entſcheidungen gegen Pfarrer oder ſonſtige kirchliche Beamte die höhere Inſtanz bildet, tritt an ſeine Stelle 
ein kirchlicher Gerichtshof, beſtehend aus ſieben von der außerordentlichen Kirchenverſammlung zu wäh⸗ 
lenden Mitgliedern, von denen mindeſtens drei ein Pfarramt in der Kirche bekleiden und zwei für das 
richterliche Amt oder den höheren Verwaltungsdienſt befähigt ſein müſſen. Den Vorſitzenden beſtimmt 
der Gerichtshof. Zur Beſchlußfähigkeit iſt die Anweſenheit von mindeſtens fünf Mitgliedern erforderlich. 
Für das Verfahren finden die für die erſte Inſtanz geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 


8 3. 
Dieſes Kirchenverfaſſungsgeſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 
Vorſtehendes Kirchenverfaſſungsgeſetz wurde in der heutigen außerordentlichen Kirchenverſammlung 
zur Feſtſtellung der künftigen Verfaſſung für die evangeliſch-reformierte Kirche der Provinz Hannover 
einſtimmig angenommen. Re 


Aurich, den 19. Januar 1922, 


Der Vorſitzende. Der Schriftführer. 


Unterſchrift. Unterſchrift. 


ER 
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(Mr. 12290.) Geſetz über die Beſtätigung des Kirchengeſetzes vom 25. Januar 1922, betreffend Ausübung 
855 0 in der evangeliſchen Landeskirche des Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden. 
om 27. Mai 1922. 5 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 


Das anliegende Kirchengeſetz, betreffend Ausübung des Kirchenregiments in der evangelischen 
Landeskirche des Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden, vom 25. Januar 1922 wird ſtaatsgeſetzlich betet. 


f Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 27. Mai 1922. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Boelitz. 


Kirchengeſetz, 
betreffend Ausübung des Kirchenregiments in der evangeliſchen Landeskirche des 
Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden. Vom 25. Fanuar 1922. 


Wir, die auf Grund des Artikel 82 Abſ. 2 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 30. Novem⸗ 
ber 1920 beſtimmten drei Staatsminiſter evangeliſchen Glaubens, verordnen für den Konſiſtorialbezirk 
Wiesbaden mit Zuſtimmung der Bezirksſynode, was ſolgt: 


81. 

Die Rechte des Königs als Trägers des landesherrlichen Kirchenregiments und die kirchenregiment⸗ 
lichen Befugniſſe des Miniſters der geiftlichen Angelegenheiten werden bis zum Inkrafttreten der von der 
verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung zu erlaſſenden Verfaſſung von einem Evangeliſchen Landes⸗ 
kirchenausſchuß ausgeübt. 

9 2. 5 

Der Evangelische Landeskirchenausſchuß beſteht aus dem Konſiſtorium und dem Bezirksſynodal⸗ 
ausſchuß und hat ſeinen Sitz in Wiesbaden. Den Vorſitz führt der Präſident des Konſiſtoriums und bei 
ſeiner Verhinderung der Vorſitzende des Bezirksſynodalausſchuſſes. 

83. 

In den Sitzungen des Landeskirchenausſchuſſes ſind jeweils nur ſo viele Mitglieder des Konſiſto⸗ 
riums ſtimmberechtigt, als Mitglieder des Bezirksſynodalausſchuſſes an der Sitzung teilnehmen. 

N Das Konſiſtorium beſchließt darüber, welche feiner Mitglieder ſich der Abſtimmung zu enthalten 
aben. > 
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55 — 8 4. : = 
Auf Beſchwerden über Entſcheidungen oder Maßnahmen des Konſiſtoriums entſcheidet der Evan⸗ 
geliſche Landeskirchenausſchuß. Die Mitglieder des Konſiſtoriums, die bei der angegriffenen Entſcheidung 
mitgewirkt haben, ſcheiden bei der Beſchlußfaſſung des Landeskirchenausſchuſſes aus. 


§ 5. 

Das Kirchengeſetz, betreffend die Dienſtvergehen der Kirchenbeamten, vom 14. März 1892 (Kirchliches 
Amtsblatt 1892 S. 19) wird dahin abgeändert, daß als Diſziplinarbehörde erſter Inſtanz an Stelle des 
Konſiſtoriums ein aus drei Mitgliedern des Konſiſtoriums beſtehendes Kollegium gebildet wird. Die 
Mitglieder, unter denen der Juſtitiar ſein muß, werden vom Konſiſtorium gewählt. Den Vorſitz führt 
das dienſtälteſte Mitglied. An Stelle der Mitglieder des Bezirksſynodalausſchuſſes, ſoweit dieſe an der 
Erledigung der Diſziplinarſachen teilzunehmen haben, treten zwei Mitglieder des Kreisſynodalvorſtandes, 
die von dieſem zu beſtimmen ſind. i wa De 

An Stelle des Minifters der geiftlichen Angelegenheiten entſcheidet in zweiter Inſtanz der Landes- 
kirchenausſchuß unter Ausſchluß der Mitglieder des Konſiſtoriums, die bei der erſten Entſcheidung als 
Richter mitgewirkt haben. i f 

8 6. 5 

Dieſes Kirchengeſetz tritt nach Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz in Kraft, und zwar mit ſeiner 
Verkündung, falls zu dieſem Zeitpunkte die auf Grund des Geſetzes vom 31. Dezember 1920 gewählte 
Kirchenverſammlung zuſammengetreten iſt, andernfalls mit dem Zuſammentritt dieſer Kirchenverſammlung. 


Berlin, den 25. Januar 1922. 


Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 
| beauftragten Staatsminiſter. | 
Severing. v. Richter. Wendorff. 


(Rr. 12291.) Geſetz, betreffend die Beſtätigung des Kirchengeſetzes vom 16. März 1922 über die Ausübung 
des Kirchenregiments in der evangeliſchen Landeskirche Frankfurt am Main. Vom 27. Mai 1922. 


| 
| 
ö 
i 
| 
| 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 


Das anliegende Kirchengeſetz über die Ausübung des Kirchenregiments in der evangeliſchen Landes— 
. kirche Frankfurt am Main vom 16. März 1922 wird ſtaatsgeſetzlich beſtätigt. 1 


5 : a Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. i N ER 


Berlin, den 27. Mai 1922. 


(Siegel Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Boelitz. 


Klirchengeſetz 


über die Ausübung des Kirchenregiments in der evangeliſchen Landeskirche Frank⸗ 
furt am Main. Vom 16. März 1922. 


Für die evangeliſche Landeskirche Frankfurt am Main wird unter Zuſtimmung der Bezirksſynode 

verordnet, was folgt: a 
981. 

Die Rechte, die dem König als Träger des landesherrlichen Kirchenregiments zuſtanden, ſowie die 
lirchenregimentlichen Befugniſſe des Miniſters der geiftlichen Angelegenheiten werden bis zum erſtmaligen 
Zuſammentritte des gemäß der künftigen Verfaſſung der Landeskirche zu bildenden Landeskirchentags vom 
Evangeliſchen Landeskirchenausſchuß ausgeübt. 


82. 

Der Landeskirchenausſchuß beſteht aus den Mitgliedern des Evangeliſchen Konſiſtoriums und des 
Bezirksſynodalvorſtandes. Den Vorſitz führt der Präſident des Konſiſtoriums, bei ſeiner Behinderung der 
Vorſitzende des Bezirksſynodalvorſtandes. 

83. 
In jeder Sitzung des Landeslirchenausſchuſſes ſind nur ſo viele Mitglieder des Konſiſtoriums ſtimm⸗ 
berechtigt, wie Mitglieder des Bezirksſynodalvorſtandes an der Sitzung teilnehmen. Das Konſiſtorium be⸗ 
ſchließt darüber, welche ſeiner Mitglieder ſich der Abſtimmung zu enthalten haben. 


Der Landeskirchenausſchuß entſcheidet über Beſchwerden gegen Anordnungen oder Entſcheidungen 
des Konſiſtoriums. Mitglieder des Konſiſtoriums, die bei einer angefochtenen Entſcheidung mitgewirkt 
haben, ſcheiden bei der Beſchlußfaſſung des Landeskirchenausſchuſſes aus. 


85. 
Als Diſziplinarbehörde erſler Inſtanz tritt an Stelle des Konſiſtoriums ein Ausſchuß, welcher aus dem 
dienſtälteſten geiſtlichen Mitgliede des Konſiſtoriums als Vorſitzenden, dem Rechtsſachverſtändigen des 
Konfiftoriums, einem weiteren vom Konſiſtorium aus ſeiner Mitte zu beſtellenden geiſtlichen Mitgliede ſowie 
aus zwei vom Vorſtande der evangeliſch⸗lutheriſchen Stadtſynode oder vom Vorſtande der evangeliſch⸗ 
teformierten Stadtſynode aus feiner Mitte zu beſtellenden Mitgliedern beſteht. 5 
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Als Diſziplinarbehörde zweiter Inſtanz tritt an Stelle des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten 
der Landeskirchenausſchluß unter Ausſchuß derjenigen Mitglieder, welche bei der Entſcheidung erſter Inſtanz 
mitgewirkt haben. 

5 8.6. 
Dieſes Geſetz tritt nach Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz zugleich mit dieſem in Kraft. 


Berlin, den 16. März 1922. 


Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 
beauftragten Staatsminiſter. 
Severing. v. Richter. Wendorff. 


(Nr. 12292.) Geſetz über die Anwendung der §§ 7 und 25 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 
a 23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Novelle vom 26. Auguſt 1921 
GGeſetzſamml. S. 495) in den Rechnungsjahren 1921 und 1922. Vom 3. Juni 1922. 


— 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. f 
$ 7 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) in der 
Faſſung des Geſetzes vom 26. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. S. 495) wird wie folgt geändert: 
a) im Abſ. 2 werden die Worte „je zur Hälfte“ geſtrichen. 
b) Abſ. 2 Nr. 2 erhält folgende Faſſung: s 
2. das Soll der vom Staate veranlagten Realſteuern einſchließlich der Betriebsſteuern, wie 
es in Gemeinden nach den Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes, nach Gemeinde— 


beſchlüſſen und Vereinbarungen mit Steuerpflichtigen der Gemeindebeſteuerung zugrunde 


zu legen und in Gutsbezirken gemäß § 13 für die Unterverteilung zu veranlagen iſt. 

Dabei kann in den Rechnungsjahren 1921 und 1922 das Soll der einzelnen Arten der 

Realſteuern (Grund- und Gebäude-, Gewerbe Betriebsſteuern) ſowie das Soll der ein⸗ 

zelnen Gewerbeſteuerklaſſen in verſchiedener Höhe belaſtet werden. Soweit in Gemeinden 

eine Steuerart zu den Abgaben nicht herangezogen iſt, wird das Steuerſoll durch den 

Kreisausſchuß veranlagt. 

e) Hinter Abf. 4 wird eingefügt: 

6) Für das Rechnungsjahr 1922 können inſoweit, als die Veranlagung der Gewerbe- und 
Betriebsſteuern für das Rechnungsjahr 1921 am 1. Januar 1922 nicht durchgeführt ift, bei der 
Verteilung nach Abſ. 2 Nr. 2 auch ſpätere, innerhalb des Rechnungsjahrs 1921 vorgenommene 
Veranlagungen, Nachveranlagungen, Berichtigungen und ſonſtige Sollveränderungen (Zu⸗ 
und Abgänge) zugrunde gelegt werden, ohne Unterfchied, ob es fich dabei um Steuern für das 
laufende Jahr oder aus Vorjahren handelt. Die Berückſichtigung nach Abſchluß des Rechnungs⸗ 


jahrs 1921 vorgenommener Veranlagungen und Sollveränderungen bedarf der Genehmigung 


der Aufſichtsbehörde. 
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(e) Nach dem 1. Januar 1922 eingetretene Sollveränderungen, die gemäß Abf. 5 dem 
Stande des Solls der Gewerbe- und Betriebsſteuern hinzugerechnet werden, bleiben bei der 
Berechnung des Solls des Rechnungsjahrs 1922 außer Anſatz. | 

(7) Die Kreiſe können die Fehlbeträge aus den Rechnungsjahren 1921 und 1922 zunächſt 
allein nach dem Soll der vom Staate veranlagten Realſteuern einſchließlich der Betriebsſteuern 
(Abſ. 2 Nr. 2) verteilen. Alsdann haben fie jedoch bis zum Ablaufe des Rechnungsjahrs 1923 
eine endgültige Verteilung gemäß Abſ. 2 Nr. 1 und 2 vorzunehmen. Der Unterſchied zwiſchen 
den vorläufig und den endgültig verteilten Beträgen iſt auf die Umlagebeträge des Rechnungs⸗ 

. jahrs, in dem die endgültige Verteilung der Fehlbeträge aus den Rechnungsjahren 1921 
| bzw. 1922 erfolgt, zu verrechnen. 
Artikel 2. 
2 $ 25 des Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 in der Faſſung des Geſetzes vom 
ö 26. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. S. 495) wird wie folgt geändert: 
a) im Abſ. 2 werden die Worte „je zur Hälfte“ geſtrichen. 
b) Hinter Abſ. 4 wird eingefügt: 

(5) Für das Rechnungsjahr 1922 können inſoweit, als die Veranlagung der Gewerbe- und 
Betriebsſteuern für das Rechnungsjahr 1921 am 1. Januar 1922 nicht durchgeführt iſt, bei der 
Verteilung nach Abſ. 2 Nr. 2 auch ſpätere, innerhalb des Rechnungsjahrs 1921 vorgenommene 
Veranlagungen, Nachveranlagungen, Berichtigungen und ſonſtige Sollveränderungen (Zu⸗ 
und Abgänge) zugrunde gelegt werden, ohne Unterſchied, ob es ſich dabei um Steuern für das 
laufende Jahr oder aus Vorjahren handelt. Die Berückſichtigung nach Abſchluß des Rechnungs⸗ 
jahrs 1921 vorgenommener Veranlagungen und Sollveränderungen bedarf der Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde. a 

(e) Nach dem 1. Januar 1922 eingetretene Sollveränderungen, die gemäß Abſ. 5 dem 
Stande des Solls der Gewerbe- und Betriebsſteuern hinzugerechnet werden, bleiben bei der 
Berechnung des Solls des Rechnungsjahrs 1922 außer Anſatz. 

(7) Die Provinzen können die Fehlbeträge aus den Rechnungsjahren 1921 und 1922 zu⸗ 
nächſt allein nach dem Soll der vom Staate veranlagten Realſteuern einſchließlich der Betriebs- 
ſteuern (Abſ. 2 Nr. 2) verteilen. Alsdann haben fie jedoch bis zum Ablaufe des Rechnungsjahrs 
1923 eine endgültige Verteilung gemäß Abſ. 2 Nr. 1 und 2 vorzunehmen. Der Unterſchied 
zwiſchen den vorläufig und den endgültig verteilten Beträgen iſt auf die Umlagebeträge des 
Rechnungsjahrs, in dem die endgültige Verteilung der Fehlbeträge aus den Rechnungsjahren 
1921 bzw. 1922 erfolgt, zu verrechnen. 


Dass vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 


Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 3. Juni 1922. 
Siebel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
1 Braun. 8 Severing. v. Richter. 
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(Mr. 12293.) Geſetz wegen Anderung der Amtsgerichtsbezirke Greifenberg in Pommern und Treptow a. Rega. 
ö Vom 8. Juni 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 
In Abänderung der Verordnung vom 5. Juli 1879 — Geſetzſamml. S. 393 — werden 
die Landgemeinde Dargislaff ſowie die Gutsbezirke Dargislaff und Neſtau im Kreiſe Greifenberg 
in Pommern unter Abtrennung von dem Amtsgerichtsbezirke Greifenberg in Pommern dem Arts 
gerichtsbezirke Treptow a. R. zugelegt. 8 2 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1922 in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 8. Juni 1922. 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
am Zehnhoff, 


zugleich für den Miniſterpräſidenten. 


r. 12294.) Verordnung, betreffend vorläufige Anderung von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung 
des Friedensvertrages. Vom 6. Juni 1922. 


Auf Grund des Artikel 1 § 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 (Geſetzſamml. S. 115) über die Ermächtigung 
des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen anläßlich der Beſetzung von Landesteilen 
und der Ausführung des Friedensvertrags wird folgendes beſtimmt: 


8 1. 
Die auf Grund der Teilung Oberſchleſiens bei Preußen verbleibenden Teile der nachſtehend aufgeführten 
Amtsgerichtsbezirke werden den daneben bezeichneten Amtsgerichten zugelegt: 

J. von dem Reſt des Amtsgerichtsbezirks Lublinitz die zum Amtsbezirk Koſchmieden gehörigen Guts⸗ 
bezirke Klein Lagiewnik und Pluder⸗Petershof und die Landgemeinde Klein Lagiewnik dem Amts⸗ 
gericht Guttentag, im übrigen der Reſt des Amtsgerichtsbezirks dem Amtsgericht Roſenberg ; 

2. der Reſt des Amtsgerichtsbezirks Tarnowitz dem Amtsgericht Beuthen; ar 

3. von dem Reſt des Amtsgerichtsbezirks Rybnik die Gemeinden Barglowka, Gurek, Jankowicz 
Rauden, Groß Rauden, Klein Rauden, Stodoll und die Gutsbezirke gleichen Namens ſowie die 
Landgemeinde Rennersdorf dem Amtsgericht Ratibor, der Neſt dem Amtsgericht Gleiwitz. 


8 2. 
Dieſe Verordnung tritt für jeden der vorſtehend bezeichneten Reſtamtsgerichtsbezirke mit dem Ablauf 


des Tages in Kraft, an dem die Geſchäfte der genannten Amtsgerichte an die polniſchen Behörden übergeben 
worden ſind. R 


Berlin, den 6. Juni 1922. 
Der Juſtizminiſter. 
In Vertretung: 
Mügel. 
; Nedigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzſammlung it auf 40 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen Zeitungsgebühr feſtgeſetzt. Der Preis für 


einzeln. Stücke beträgt 1 Mark 20 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniſſe 1806 bis 1883 50 Mark und 1884 bis 1913 26 Mark. 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. f 


